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Sehr geehrter Herr Minister,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 21. Mai 2010 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) Ihren Begutachtungsantrag bezüglich der von den Outplacement-Agenturen entlassenen deutschsprachigen Arbeitern gegenüber zu gebrauchenden Sprache untersucht.

Ihre Frage lautet wie folgt:

"aufgrund der Finanzkrise sahen sich viele belgische Unternehmen gezwungen Massenentlassungen vorzunehmen, wie zuletzt die AG Carrefour, die zurzeit einen Restrukturierungsplan verhandelt. 

In diesem Rahmen sind die Arbeitgeber verpflichtet, Beschäftigungszellen einzusetzen und den gekündigten Arbeitnehmern eine Outplacementbegleitung anzubieten.

Diese Outplacementverpflichtung, wie sie im Kollektiven Arbeitsabkommen Nr. 82 vom 10. Juli 2002 über das Recht auf berufliche Wiedereingliederung der Arbeitnehmer von 45 Jahren und mehr, die entlassen worden sind, vorgesehen ist, wurde im April 2009 erweitert und scheint zu einer allgemeinen Verpflichtung zu werden, da ein Betreib, der eine Massenentlassung vornimmt, gezwungen ist, allen gekündigten Arbeitnehmern, egal welchen Alters, ein Outplacement anzubieten. In der Vergangenheit beschränkte sich diese Verpflichtung auf die Arbeitnehmer über 45 Jahre.

Es stellt sich seitdem die Frage, ob diee Outplacementmission nicht de facto eine Aufgabe ist die im Rahmen des Gemeinwohls ausgeführt wird, und der Outplacementanbieter demnach in den Anwendungsbereich der oben genannten koordinierten Gesetze fällt (siehe Artikel 1, §1, Nummer 2).

Könnte man darin die Grundlage sehen, um die Outplacementanbieter zu verpflichten, das Outplacement für die gekündigten deutschsprachigen Arbeitnehmer in deutscher Sprache anzubieten?"

*

*   *

Das im Nationalen Arbeitsrat geschlossene kollektive Arbeitsabkommen Nr. 82 vom 10. Juli 2002 über die berufliche Wiedereingliederung von entlassenen Arbeitnehmern, deren Alter 45 Jahre und mehr beträgt, wurde durch den Königlichen Erlass vom 20. September 2002 für verbindlich erklärt. Sie sagen, dass die Verpflichtung zum Outplacement im April 2009 verstärkt wurde und sich zugunsten aller Arbeitnehmer ungeachtet ihres Alters  zu verallgemeinern scheint.

Das kollektive Arbeitsabkommen Nr. 82 vom 10. Juli 2002 besagt u.a. Folgendes:

Art. 3 - Gemäß Artikel 13 des oben erwähnten Gesetzes vom 5. September 2001 hat der in Artikel 2 des vorliegenden kollektiven Arbeitsabkommens erwähnte Arbeitnehmer, dessen Arbeitgeber dem Arbeitsvertrag ein Ende gesetzt hat und der zum Zeitpunkt der Kündigung das Alter von fünfundvierzig Jahren erreicht hat, Anrecht auf eine Outplacement-Begleitung, so wie im vorliegenden kollektiven Arbeitsabkommen festgelegt.

Art. 4 - Für die Anwendung des vorliegenden kollektiven Arbeitsabkommens versteht man unter Outplacement-Begleitung: die Gesamtheit der Begleit- und Beratungsdienstleistungen, die von einer Drittperson, nachstehend Dienstleister genannt, individuell oder in der Gruppe für Rechnung eines Arbeitgebers erbracht werden, um es einem Arbeitnehmer zu ermöglichen, so schnell wie möglich eine Arbeitsstelle bei einem neuen Arbeitgeber zu finden oder eine Berufstätigkeit als Selbständiger zu beginnen.

Art. 5 - Der Arbeitgeber kann dem in Artikel 3 Absatz 1 des vorliegenden Abkommens erwähnten Arbeitnehmer nur dann eine Outplacement-Begleitung anbieten, wenn er dazu einen Dienstleister heranzieht, der wie folgt auftritt:

- entweder im Rahmen einer Regelung, festgelegt auf der Ebene des Beschäftigungszweigs, dem das Unternehmen angehört, oder, wenn dies nicht der Fall ist, im Rahmen einer Regelung, die auf der Ebene eines anderen Beschäftigungszweigs festgelegt wurde,

- oder im Rahmen einer Regelung, die durch ein auf Betriebsebene geschlossenes kollektives Arbeitsabkommen festgelegt wurde,

- oder in der Eigenschaft eines für Outplacement-Begleitung spezialisierten öffentlichen oder privaten Büros,

- oder im Rahmen einer regionalen, subregionalen oder lokalen Initiative, die im Rahmen einer regionalen Arbeitsbeschaffungsdienststelle gegründet wurde und paritätisch mitverwaltet wird.

Art. 7 - Der in Artikel 3 Absatz 1 erwähnte Arbeitnehmer, der vom Recht auf Outplacement Gebrauch machen möchte, informiert seinen Arbeitgeber spätestens zwei Monate nach Vertragsende schriftlich darüber.

Der Arbeitnehmer fügt seinem Antrag eine Bestätigung bei, die ihn als eingetragenen Arbeitssuchenden ausweist.

Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer binnen einer Frist von zwei Monaten ab dem Zeitpunkt der Beantragung schriftlich ein Outplacement-Angebot übermitteln.

*

*   *

Die SKSK ist der Ansicht, dass das durch Königlichen Erlass für verbindlich erklärte kollektive Arbeitsabkommen unter die Anwendung von Artikel 52 der durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) fällt (siehe Gutachten 31.319 vom 6. Juli 2000 und 37.024 vom 24. März 2005).

Die Outplacement-Agentur als Dienstleister ist darüber hinaus mit einer Aufgabe betraut, die die Grenzen eines Privatunternehmens überschreitet und die ihr durch das Gesetz oder die öffentlichen Behörden im allgemeinen Interesse auferlegt wurde (Artikel 1 § 1 Nr. 2 der KGS).

Die SKSK ist daher der Ansicht, dass die von den Outplacement-Agenturen ausgehenden Vorschläge an die entlassenen deutschsprachigen Arbeitnehmer in deutscher Sprache erfolgen müssen.
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